Antragsunterlagen für Stadterneuerungsmaßnahmen 

(lt. VVG zu § 44 LHO und Förderrichtlinien Stadterneuerung 2008 - FöRL - RdErl. d. MBV NRW vom 22.10.2008 - SMBl.NW 2313 -)

Ohne diese Antragsunterlagen ist die endgültige Bewilligungsreife des jeweiligen Antrages nicht gegeben!

	Antragstellerin:
	 

	
	

	Maßnahme:
	 

	
	
	Neue
	

	
	 
	Fortführung
	

	
	

	Antrag vom:
	 

	

	Förderbereich:

	
	Sanierung- u. Entwicklung (SE)
	
	Städtebaulicher Denkmalschutz (SD)

	
	Aktive Stadt- und Ortsteilzentren (AZ)
	
	Kleinere Städte und Gemeinden (KSG)

	
	Soziale Stadt (ST)
	
	REGIONALE (RG)

	 
	Stadtumbau West (SUW)
	
	Städtebauliches Einzelvorhaben (E)


	noch

vorzu​legen
	Begründende Unterlagen, Erklärungen und Nachweise
	liegt bereits vor
	nicht

erfor​derlich

	
	Antragsformular 
	 
	

	
	Nachweis über den Beschluss des zuständigen Organs.
	 
	

	
	Beschluss der Intermag 

(bei Soziale Stadt und Stadtumbau West mit EU-Ko-Finanzierung)
	
	 

	
	(Integriertes) Stadtentwicklungs- / Stadterneuerungskonzept (Nrn. 4.2(2), 13(1), 16(1), 20(1) FöRL)
	 
	

	 
	(Aktualisierter) Zeit- und Maßnahmenplan mit Kosten- und Finanzierungs​übersicht (incl. Finanzierungsbeiträge Dritter, andere Fördergeber, KAG/BauGB-Beitrage, u. a.).
	
	

	 
	Nachweis, dass die Gesamtfinanzierung unter Berücksichtigung der Folgekosten gesichert ist. (Checklisten des Dezernates 31 - Kommunalaufsicht)
	
	

	
	Nachweis der formalen Gebietsfestlegung nach

§ 142 BauGB - Städtebauliche Sanierungsmaßnahme (Sanierungssatzung) - SE, AZ, ST, SUW, SD, RG, KSG
§ 165 Abs.3 BauGB - Städtebaulicher Entwicklungsbereich (Beschluss) - SE, AZ, SUW, RG, KSG
§ 171e Abs.3 BauGB - Soziale Stadt (Beschluss) - ST, RG, KSG
§ 171b Abs.1 BauGB - Stadtumbaugebiet (Beschluss) - 

AZ, SUW, RG, KSG
§ 172 BauGB - Erhaltungsgebiet (Bebauungsplan oder Erhaltungssatzung) - AZ, SUW, RG, SD, KSG
Einzelmaßnahme ohne Gebietsfestlegung - E, RG


	 
	

	
	Stadtplan mit Eintragung des Fördergebietes / Standort des Fördergegenstandes (Maßstab 1:25.000)
	 
	

	
	Darstellung der Teilmaßnahmen in einem Lageplan 

(Maßstab 1:500)
	 
	

	
	Ausführliche Beschreibung der (Teil-)Maßnahmen, Bestimmung der Sanierungs-/Entwicklungsziele, Methoden der Zielerreichung und Ansätze für eine Verstetigung. (Nr. 4.2(1) FöRL) (ggf. unter Verwendung des Vordrucks Projektblatt)
	
	

	
	Nachweis bzw. Bestätigung, dass
	
	

	
	die geltend gemachten Kosten der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 LHO) entsprechen (Nr. 4.1(3) FöRL)
	 
	

	
	für die Einzelprojekte Fördermittel anderer Finanzierungsträger nicht eingesetzt werden können. Z. B. Straßenentflechtungs​gesetz, RWP, ÖPEL, ESF (Subsidiaritätsprinzip - Nr. 4.1(4) FöRL)
	
	

	
	bei Kosten für die Gefährdungsabschätzung, Untersuchung und Beseitigung von Bodenkontaminationen oder Gewässerverun​reinigungen, ein Ordnungspflichtiger nach BBodSchG nicht herangezogen werden kann und andere Förder- und Finan​zierungs​möglichkeiten nicht bestehen (Nr. 5.3(2e) , 10.3(1d) FöRL). 
	
	

	
	es sich bei geltend gemachten Personalkosten nicht um kommunales Personal oder Personal selbständiger juristischer Personen, an denen die Gemeinde mit mehr als 50% beteiligt ist, handelt - soweit keine Ausnahmetatbestand aus Altverträgen vorliegt. (Nr. 5.3(2a) FöRL)
	
	

	
	bei der Berechnung von zuwendungsfähigen Personalkosten der TV-L zu Grunde gelegt wird bzw. keine Besserstellung erfolgt.
	
	

	
	die mit Zuwendungsmitteln hergestellten Anlagen und Einrichtungen für die Dauer der Zweckbindungsfrist entsprechend verwendet werden (Nr. 27(2) FöRL).
	
	

	
	Erklärung zum förderneutralen Einsatz gemeindeeigener Grundstücke (Nr. 10.1(7) FöRL)
	
	

	
	bei Grunderwerb
	
	

	
	Grunderwerbsliste mit Größe, Nutzung und Verkehrswert 

(Nr. 10.1 oder 21.2 FöRL)
	
	

	
	Bestätigung über die Anwendung der Wertermittlungsverordnung (Nr. 10.1(4) FöRL)
	
	

	
	zusätzlich für Baumaßnahmen
	
	

	
	Entwurfszeichnung, Erläuterungsbericht, Baubeschreibung
	
	

	
	Kostenschätzung/Kostenberechnung nach DIN 276 bis zur zweiten Ebene 

	
	

	
	Raumprogramm
	
	

	
	Flächenberechnung/Flächenangaben
	
	

	
	Bauzeitenplan 
	
	

	
	Bestätigung, dass die nach dem Gemeindehaushaltsrecht anzuwendenden Vergabegrundsätze beachtet werden.
	
	

	
	Bestätigung, dass die Bestimmungen der HOAI angewendet werden.
	
	

	
	Bestätigung der baufachlichen Prüfung gem. Nr. 6.2.2, 6.3.2 VVG zu § 44 LHO durch die Antragstellerin  
	
	

	
	Bestätigung, dass Ausgaben für Anlagen zur Ableitung, Behandlung und Beseitigung von Abwasser sowie Anlagen zu Beseitigung fester Abfallstoffe nicht enthalten sind (Nr. 10.4(3) b FöRL).
	
	

	
	Bestätigung, dass Ausgaben der Pflege und Unterhaltung der Erschließungsanlagen nicht in den Kosten enthalten sind (Nr. 10.4(3) c FöRL). 
	
	

	
	Bedenken freie Stellungnahme der zuständigen Straßenverkehrsbehörde
	
	

	
	Zustimmung oder Erklärung der ÖPNV-Betreiber
	
	

	
	zusätzlich für EU-kofinanzierte Maßnahmen
	
	

	
	Datenschutzrechtliche Erklärung
	
	

	
	(ggf. fortgeschriebener) Monitoringbogen 
	
	



zusätzlich bei Weiterleitungsabsicht an Dritte

	
	Übersicht der Projekte und Letztempfänger der Fördermittel
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